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7 A7.K 201/80

10 Sc. 89/77 Raden-i-vürttemberg

Verkündet am
10. September 1982

Zeuner, IM NAMEN DES VOLKES!

Amtsinspektor URTEIL
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

In Sachers

|3]0 m

bat der Siebte Renal des Bunöesarbeitsgerichts gemäß f 128 
Abs» 2 ZPO in der Sitzung vom 10» September 1982 durch den 
Vorsitzender* Richter. 1 abler f die Richter Dr. Becker und 
Dr. Steckhan sowie die ehrenamtlichen Richter Pr. Kleemann 
und Straub für Recht erkannt %
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Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden-Württem­
berg vom 20» September J9?n - 10 Sa 05/77 ~ 

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die For. ten der 
Revision, an das Landesarbeitsgericht zurück­
verwiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t s n d

Der Kläger war seit bai 1974 beim beklagten Land (Staat- 
iiches Hochbauamt M ) als technischer Angestellter beschäf­

tigt» Auf das Ärbeitsverhäl tn ».s fand der Bundesangestelltenta- 
rifvertrag (RAT) Anwendung.

> '.it Schreiben vom 10» .iev.ô r 397'? k<’* -dig’er- r’c'. '-'sklaete Land 
das ärbe i f sve rhä.l tn is fr ist1 cs, wei * d*'< % J roe- dr •• '.nrr c' •

hörende Arbeitsunterlagen und Büromaterla1ien, in deren Besitz 
er sich gesetzt habe, trotz Aufforderung nicht herausgegeben, Ar­
beitskollegen verleumdet sowie Vorgesetzte getäuscht und zu nö­
tigen versucht habe»

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

Per Kläger hat Klage auf Feststellung erhoben, daß das Ar­
beitsverhältnis durch die Kündigung vom 18. Januar 1977 nicht 
aufgelöst worden sei. Er hat die gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
bestritten und geltend gemacht, der Personalrat sei vor Aus­
spruch der Kündigung nicht ordnungsgemäß angehört worden.

Das Arbeitsgericht hat die Alice rberwiesen, dar. Londesar- 
beitsgericht hat ihr stattgegeben. Mit der vom Landesarbeitsge­
richt zugelassenen Revision begehrt das beklagte Land die Wie­
derherstellung des ßrsturteiis; der Kläger bittet um Zurück­

weisung der Revision.

E n t s c h r. i d v r *, r o u n d  e

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Be­

rufungsurteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an das 

Berufungsgericht.

I. Das Lancicsarbeitsgericht hat die anßGrordent.1 Iche Kündigung 
wegen Fehlens eines wichtigen Grundes im Sinne dos f 94 Abs 1 BAT 
für unwirksam angesehen und deshalb - von seinem Standpunkt aus 
folgerichtig - keine abschließende Entscheinung zur F *rgo
oerroffen. ob das durchgeführte Anhörungsverfahren den

r-';'. ni srr < /’or-. 7/ Abs. 7 Personal Vertretungsgesetz für das

.Land Baöen-mörttemberg vom 1. Oktober 1975 (LPVG) entsprochen 

habe. Indessen hält die Würdigung, ein wichtiger Grund habe nicht 

Vorgelegen, der rev’sionsrechtltchen Nachprüfung nicht stand.

II. Die tatsächliche würdioung des Landesarbeitsgarichts, es sei
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nicht erwiesen, daß sich der Kläger in den Besitz von dein 

beklagten Land gehörenden Gegenständen gesetzt habe, bindet das 
Revisionsgericht, Sie wird auch von der Revision nicht 

angegr iffen,

III. Zu Unrecht hat jedoch das Landesarbeitsgericht das von ihm 
als erwiesen angesehene sonstige Verhalten des Klägers nur un­
vollständig gewürdigt.

1, Das Landesarbeitsgericht erörtert zwei Gruppen von Verhal­
tensweisen des Klägers, die im Streitfall eine fristlose Kündi­
gung rechtfertigen könnten.

a) Zum einen stellt es fest, der Kläger habe in verschiedene! 

Hinsicht Pflichten aus seinem Arbeitsverbaltnis verletzt. So ha­
be er rechtswidrig und schuldhaft gegen f 2 Abs. 2 Satz 1 BAT 

verstehen.: die Schwere dieser Pflichtverletzung zeige sich an den
erheblichen nachteiligen Folgen. Auch habe er gegenüber seinen 
Vorgesetzten beleidigende Äußerungen über Mitarbeiter gemacht; 
diese Herabwürdigungen seien geeignet gewesen, das Betriebsklima 
zu versch1echtern.

b) Zum anderen habe der Kläger durch eine Reihe von Erklärungen 
und Ver * ■>1 "•<’<- i -,cc der schwerer V<- r/’tob t erregt,- am 11, Januar 
19 77 im Eigen tum des beklagten Landes stenenöe Sachen wegge- 
sohafft zu haben und entgegen dar Vorschrift des f 9 Abs. 3 BAT 
nicht zur Herausgabe aller erbe : tcunfor] nger ur/‘ •*r-afs>- lalion 
bereit gewesen zu sein. Durch diesen Verdacht sei das Vertrauen
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des beklagten Landes zum Kläger zumindest erheblich, beeinträch­
tigt worden.

2. Bei der anschließenden rechtlichen Würdigung, ob diese Ver­
haltensweisen einen wichtigen Grund zur außerordentlichen Kün­
digung darstellen, erörtert das Landesarbeitsgericht jedoch nur 

noch die zweite Gruppe (oben 1 b). Hierzu führt es unter Berufung
auf das Orteil des Bundssarbeitsgerichts vom 4» Juni 1964 (BAG 

16, 72 = AP Nr. 13 zu <• 626 BGB Verdacht strafbarer Handlung ) 

zunächst aus, die "besonderen Voraussetzungen” für die 
Zulässigkeit einer Verdachtskündigung lägen im Streitfälle nicht 
vor. Es begründet diese Auffassung im wesentlichen damit, im 

einzelnen lasse sich nicht feststellen, welche im Eigentum des 
beklagten Landes stehenden Gegenstände damals verschwunden seien? 

überdies habe aus diesem Verschwinden kein erheblicher Schaden 

für das beklagte Land oder für Dritte entstehen können.

Ferner berücksichtigt das Landesarbeitsgericht auch bei seiner 
Interessenabwägung, die zu dem Ergebnis gelangt, dem beklagten 
Land sei die Eir.hn.1 a u  g 't-, oi u-t1 ieben Kündigungsfrist zumutbar 
gewesen, nur Art, Gewicht und Fo leien gerade der "verdächtigten" 
Handlung.

3. Sowohl bei der Frage der Eignung des ktägerischon Verhaltens 
als wichtiger und j gungso rund als auch bei der Toi c ros,c«nabwägung 
hat mithin das Landesarbeitsgericht die erste Gruppe, die von ihm

s nrr t-ccn eurer e’~eorr ?f 1 ’ i <• I Verletzungen des Klägers (oben 

1 a} , mber "'cksichr i gt gelassen. Damit ist durch Verkennung des 

Rechtsbegr '< f Cs des richtige*-' Grundes f 626 Abs. 1 BGB x r-w. de;:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


dieser Vorschrift entsprechende § 54 Abs. 1 BAT verletzt. Penn 

bei der Prüfung, ob ein wichtiger Grund vorliegt, sind alle 

wesentlichen Umstände des Einzelfalles daraufhin zu würdigen, ob 
dem Kündigenden die Fortsetzuno des ArbeitsVerhältnisses bis zum

Ablaufe der Kündigungsfrist zugemutet werden kann (ständige 
Rechtsprechung; vgl. z .B . BAG 35, 324, 330 = AP Kr. 32 zu § 615 
BGB■ zu B I der Gründe), Pflichtverletzungen von derartigem 
Gewicht, wie sie das Landesarbeitsgericht beim Kläger 
festgestellt hat, aber sind in diesem Sinne stets als wesentlich 
anzusehen und deshalb bei der gebotenen Gesamtwürdigung zu 
berücksichtigen.

IV. Bereits dieser Rechtsfehler macht die Aufhebung des Beru­
fungsurteils erforderlich. Eine abschließende Entscheidung ist 

dem Senat schon deshalb nicht möglich, weil das Landesarbeitsge­

richt zur Ordnungsgemäßheit des Anhörungsverfahrens im Sinne des 

£ 11 Abs. 3 LPVG keine Feststellungen getroffen hat und insoweit 

insbesondere Zeugenaussagen zu würdigen sind.

Im erneuten Berufungsverfahren wird das Landesarbeitsgericht 
vor allem zu beachten haben, daß sowohl die festgesteiiten 
Pflichtverletzungen des Klägers (oben III 1 a) als auch seine 

"Erklärungen und Verbal tensv eisen" (cb«n 111 1 h) z und ei ohne 

Anwendung der vom Bundesarbeitsgericht für die sogenannte 
Verdachtskündigung entwickelte'* Grundsätze daraufhin zu würdigen 
slab, o’* si? ~ > <i»' außcrorde-ici »ehe Kündigung rechtfertigen. Denn 
fi i 7i'r: Oj u<v ;,e greifen •n»r e;.r, ■ w: und sovoii der • rbeitgeber 
seine Kündigung damit begründet, gerade der Verdacht eines (nicht
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erwiesenen) strafbaren bzw. vertragswidrigen Verhaltens habe das
für die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses erforderliche Ver­
trauen zerstört (ständige Rechtsprechung des Bundesarbeitsge- 
richts seit BAG 16, 72, 81 = AP Nr. 13 zu § 626 BGB Verdacht
strafbarer Handlung, zu I 3 b der Gründe; vgl. z.B. Urteile vom 
22. September 1977 - 2 AZR 722/75 - und vom 17. Oktober 1980 
~ 7 ÄZR GO0/73 beide unveröffentlicht; KR-Hillebrecht, § 626
BGB Hz 156). Soweit es dagegen um die Frage geht, ob bereits die 
den Verdacht begründenden (erwiesenen) Tatsachen selbst die 

Kündigung rechtfertigen, etwa weil sie ~ ohne Rücksicht auf eien 
aus ihnen hergeleiteten Verdacht, der Arbeitnehmer habe eine 
ha-.*;- 'rnte strafbare bzw. pflichtwidrige Handlung begangen - 

selbst geeignet sind, das Vertrauen des Arbeitgebers in die 
Redlichkeit bzw. Zuverlässigkeit des Arbeitnehmers zu 
erschüttern, handelt es sich nicht um eine Verdachtskündigung 

(vgl. SAG 16, 72, 80 f., aaO).

Erst wenn diese Würdigung des erwiesenen Verhaltens des Klä­
gers zu dem Ergebnis führt, ein wichtiger Grund liege nicht vor, 
ist zu fragen oo der Verdacht, der K Sheer habe eine bestimmte 

strafbare bzw. pflichtwidrige Handlung begangen, an diesem Er­

gebnis etwas ändert. Dabei kommt es zunächst darauf an . o'-- was 
beklagte Land seine Kündigung überhaupt auf diesen Verdacht 
stützt. Dies ist, weil ein ante rra c i A er i.g.tigsgrund, noch
nicht darin zu s?:vwi„ daß das beklagte Land behauptet, der Kläger 

habe die Handlung begangen, bög.l icherweise aber will sich das 
beklagte Land zumi nde« s 'ui isr W  der. Fel 1 , laß 1‘ ’ t*- < es

tatfülchl iche Begehen der Handlung nicht erweisen lasse-, auch auf
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den Verdacht als Kündigungsgrund berufen. Sollte es dies getan 

haben bzw. im erneuten Berufungsverfahren tun, wird das Lan­

desarbeitsgericht zunächst zu prüfen haben, ob dem Personalrat im 

Anhörungsverfahren auch mitgeteilt worden ist, die Kündigung 

solle für den Fall der Nichterweislichkeit der Wegnahme der 
Gegenstände durch den Kläger aucn wegen des Verdachts dieser 

Wegnahme ausgesprochen werden. Denn Kündigungsgrünc o , zu denen 

der Personalrat nicht gehört worden ist, sind im Kündigungs­

schutzprozeß nicht zu berücksichtigen (BAG 35, 190 = AP Mr. 23 zu 

f 102 BetrVG 1972). Auch im Sinne des ß 102 BetrVG bzw. der ent­

sprechenden Vorschriften der Personalvertretungsgesetze ist der 

Verdacht, der Arbeitnehmer habe eine strafbare bzw. pflichtwid­

rige Handlung begangen, ein eigenständiger Grund für die Künei- 

quno, der in der dem Betriebs- *~>zw. Personalrat mitgeteilten 

Behauptung, der Arbeitnehmer habe die Wandlung begangen , nicht 

enthalten ist. Denn die Mitteilung, einem Arbeitnehmer solle 

wegen des Vermach tn o.} oer Handlung gekündigt werden, gibt com 

Betriebs- bzw, Porsonalrat weit stärkeren Anlaß für ein umfas­
sendes Tat iowerGen im Anhörungsverf ahron als seine Anhörung wegen 
{•. i rn : ah ^heu' » " i ' Handlung, Letztere wird den Be­
tti ehe- ’■ *w , Personal rafc vielfach veranlassen, von einer eioencr 
ä to) lung ^  aszv... ' er und < " U -  V.'n e., o’ der 7"’ -; r.r'r:^ 

Handlung tatsächlich begangen habe, dem gerichtlichen Kündi™ 
gungsschutzverfahren überlassen» Bei * Verc achtiskündigungen aoej. 

zeigt schon die Erfahrung, daß Betriebs- und Personalrate hier in 
aller Regel engagierte Gegenvorsfcci J ungen erheben.

Führt diese Prüfung im erneuten Berufungsverfahren zu dem
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Ergebnis, daß im Entscheidungsfalle der Verdacht als Kündigungs­
grund zu berücksichtigen ist, so wird das Landesarbei tsger icn c , 
wie bereits oben dargestellt, bei der gebotenen Gesamtwürdigung 
allein diesen Kündigungsgrund an den strengen Haßstaben einer 
Verdachtskündigung (vgl. BAG .1 S , 1 2 = AP Nr. 13 zu f $ 28 BGu 
Verdacht strafbarer Handlung) messen dürfen. Insbesondere bei rer 
Beurteilung dos Gevierts Gj Verdachts wird das Lan­
desarbeitsgericht indessen auch auf die vom beklagten Land vor- 
gebrachten Sicherheitsbedenken  ̂i nzugehen hr-ten.

Sollte das Landesarbeitsgericht bei seiner erneuten Vurdinung 
zu dem Ergebnis rrkn«(e»v ein wichtiger Grund für die Kündigung 
habe Vorgelegen, wird es auch zur Ordnungsgemäßhe it des Anhö­
rungsverfahrens im Sinne des f 77 Abs. 3 LPVG abschließend Stel­

lung nehmen müssen. Sollte das Landesarbeitsgericht hingegen 
wiederum zu dem Ergebnis gelangen, ein wichtiger Grund haoe nicht 
Vorgelegen, wird es rieh erneut mit der Frage der Umdeutu.no _r> 
eine ordentliche Kündigung, auf die sich das beklagte Land nach 

wesfcste13uncen des Landesarbeitsgerichts berufen hat, zu be­

fassen r j! o solche OmGen cent, dürfte indessen dann aus-
scheiGen, wenn es bei der dests-cox3ung ees cgiuj.unyst«*. teil~> 
vr r ’• * i ’ •: , ein G i twi rkungsvor fahren im Sinne des * 77 Abs J ? n

Vcrbi nGunti mit f 7? LPVG habe nicht «ca t fcof unGan (vgl. BAG Or­

teil vom 12. Februar 1 973 - ? alia - HP Nr . 6 zu § 626 BGB

Ausschlußfrist, zu 3 a der Gründe).

ßichler Dr. Becker Dr. Steckhan

Straub Dr. Kleemann
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	erwiesenen) strafbaren bzw. vertragswidrigen Verhaltens habe das

	tatfülchl iche Begehen der Handlung nicht erweisen lasse-, auch auf


